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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2013/17/0834 E 24. Februar 2014 RS 1 (hier ohne den zweiten Satz) 

Stammrechtssatz 

Nach ständiger Rechtsprechung des EGMR zu Art. 6 Abs. 1 EMRK kommt dem Beschuldigten im 
Strafverfahren grundsätzlich das Recht zu, sich selbst nicht belasten zu müssen. Die Garantie ist nicht 
lediglich auf Aussagen beschränkt, sondern umfasst auch den Zwang zur eigenhändigen Herausgabe von 
Beweismaterial. Das Schweigerecht (Selbstbezichtigungsverbot) ist aber kein absolutes Recht, sondern 
kann Beschränkungen unterworfen werden. Für deren Zulässigkeit hat der EGMR nach der Art eines 
beweglichen Systems folgende Kriterien als maßgeblich erachtet: Art und Schwere des Zwangs zur 
Beweiserlangung, das Gewicht des öffentlichen Interesses an der Verfolgung der Straftat und der 
Bestrafung des Täters, die Existenz angemessener Verfahrensgarantien und die Verwertung der so 
erlangten Beweismittel. Auskunftspflichten gegenüber der Behörde können eine (allenfalls unzulässige) 
Beschränkung des Rechts, sich nicht selbst belasten zu müssen, bedeuten, wenn auf der Grundlage der so 
erlangten Fakten Sanktionen gegenüber dem Pflichtigen verhängt werden. Ein solcher Eingriff ist aber 
nach der Rechtsprechung mit Art. 6 Abs. 1 EMRK vereinbar, wenn die Auskunftspflichten zum 
angestrebten Zweck nicht unverhältnismäßig sind und den Kerngehalt des Verbots nicht verletzen (vgl. 
Grabenwarter/Pabel, Europäische Menschenrechtskonvention5, Rz 123 zu Art. 6 EMRK, mwN). 
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